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Aktualisierte Sachstandsdarstellung zu Beitrag 24 des 

Jahresberichts 2025, S. 259 ff. 

Mietzahlungen der Ressorts: Ohne Varianten keine Wirtschaftlichkeit! 

Sachbearbeitendes Mitglied: Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn 

 

Der Landesrechnungshof (LRH) hat in Zusammenarbeit mit den Staatlichen Rechnungsprü-

fungsämtern Köln und Arnsberg die Unterbringungsentscheidungen der Ressorts auf der 

Grundlage von Variantenvergleichen geprüft. 

Der LRH hat festgestellt, dass die Ressorts der Landesregierung häufig neue Mietverträge 

mit hohen Mietzahlungen abschließen, ohne zuvor alternative Varianten eingehend unter-

sucht zu haben. 

Zudem haben sich das Ministerium der Finanzen (FM) und das Ministerium des Innern (IM) 

bis heute nicht auf einheitliche Vorgaben für die Umsetzung des Wirtschaftlichkeitsgebots 

bei neuen Anmietungen für das Land verständigt. Abweichend von den Vorgaben des FM 

für Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen von Unterbringungsentscheidungen verfolgt das IM 

einen Sonderweg. Das IM trifft seine Unterbringungsentscheidungen allein auf Grundlage 

von Kaltmieten. Es lässt die Landessicht bei einem Mietangebot des Bau- und Liegen-

schaftsbetriebs des Landes Nordrhein-Westfalen (BLB NRW) außer Acht, obwohl bei einem 

Mietangebot des BLB NRW nach Ablauf der Mietdauer - anders als bei externen Anbietern 

- immer ein Restwert der Immobilie beim Land verbleibt. 

Der Jahresbericht enthielt bereits die Stellungnahmen des FM, IM sowie des Ministeriums 

der Justiz sowie die erste Folgeentscheidung des LRH. Im weiteren kontradiktorischen Ver-

fahren schlossen sich die weiteren Stellungnahmen des IM vom 07.08.2025 sowie des FM 

vom 07.10.2025 und die daraufhin ergangene zweite Folgeentscheidung des LRH vom 

04.11.2025 an. Heute ergibt sich folgender Sachstand: 
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Variantenbetrachtungen 

Der LRH begrüßt die vom FM vorgenommene Überarbeitung der Arbeitshilfe zur Varian-

tenentwicklung und -verdichtung. Die vorgenommenen Anpassungen stellen eine wichtige 

Verbesserung der methodischen Grundlagen für Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen gemäß 

§ 7 Landeshaushaltsordnung NRW (LHO) dar. Die neue Fassung weist die Ressorts darauf 

hin, regelmäßig mehrere Varianten zu prüfen, und enthält Plausibilitätsprüfungen und 

Warnhinweise, wenn nur eine Variante untersucht wird. Zudem wurden erläuternde Bei-

spiele und ein ergänzendes Tabellenblatt mit Anregungen zur Variantenbildung eingeführt.  

Damit greift das FM das zentrale Petitum des LRH auf: „Ohne Varianten keine Wirtschaft-

lichkeit“. 

Ebenso begrüßt der LRH ausdrücklich die vom FM in Aussicht gestellte Überarbeitung des 

Leitfadens „Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen für immobilienwirtschaftliche Maßnahmen 

des Landes Nordrhein-Westfalen“ (WB-Leitfaden). Der LRH und das FM stimmen überein, 

dass einheitliche Maßstäbe für die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit ein wesentliches In-

strument für Transparenz, Vergleichbarkeit und haushaltsrechtliche Steuerung darstellen. 

Dabei ist ein pauschaler Preisvergleich von (Kalt-)Mieten externer Anbieter mit Mietange-

boten des BLB NRW völlig unzureichend. 

Die Überarbeitung des WB-Leitfadens sollte zeitnah erfolgen und insbesondere dazu bei-

tragen, die Vergleichbarkeit von Varianten unterschiedlicher Anbieter zu stärken. Denn der 

LRH hält es weiterhin für wesentlich, dass im Regelfall mindestens zwei realisierbare Varian-

ten mit einer Wirtschaftlichkeitsbetrachtung gegenübergestellt werden. 

 

Landessicht gemäß § 7 LHO 

Das IM lehnt auch mit seiner zweiten Stellungnahme die Kritik des LRH in Gänze ab. Es hält 

an seiner Rechtsauffassung fest, dass alle Fragen der Bewirtschaftung von Liegenschaften 

von der Ressorthoheit (Ressortprinzip) des jeweiligen Fachministers im Sinne des Art. 55 

Abs. 2 Landesverfassung umfasst werden. Der Sonderweg des IM mit dem Erlass „Anmie-

tung von Liegenschaften für die Polizei des Landes Nordrhein-Westfalen“ (Liegenschaftser-

lass) sei eine bewusste Ausnahme zu den beiden Leitfäden des FM für Unterbringungsent-

scheidungen. Für die Frage der Wirtschaftlichkeit einer Unterbringungsentscheidung nach 

§ 7 LHO sei für das IM die (Kalt-)Miete der alleinige Maßstab. Der Liegenschaftserlass gehe 

bei einer Bewertung eines Mietangebotes des BLB NRW nach Auffassung des IM zu Recht 

nicht von der Landessicht aus, da die hierfür notwendige Restwertermittlung nicht zu den 

Aufgaben gehöre, die ein Mieter habe. 

Demgegenüber hat das FM mit dem WB-Leitfaden ausdrücklich festgelegt, dass bei einer 

Unterbringungsentscheidung immer die Landessicht mit dem vorhandenen Restwert der 
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Immobilie nach Ablauf der Mietzeit in der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zu berücksichti-

gen ist. Diesen Restwert und damit die Landessicht lässt das IM jedoch bei der Bewertung 

eines Mietangebotes bewusst unberücksichtigt. Damit lässt das IM außer Acht, dass nach 

Ablauf der Mietzeit dem Land bei einer landeseigenen Immobilie vom BLB NRW ein erheb-

licher Vermögenswert in Form des Grundstücks und des Restwerts der Immobilie erhalten 

bleibt.  

Der LRH bleibt bei seiner Auffassung, dass allgemeine Anweisungen des FM zur Anwen-

dung des § 7 LHO dem Ressortprinzip nicht widersprechen, weil diese Anweisungen nicht 

in die konkrete Verantwortung des Fachministers für die von seinem Ressort verwalteten 

Aufgaben, eingreifen.1 Die Gesetzesbegründung zu § 7 LHO aus dem Jahr 1971 beschreibt 

ausdrücklich diese Regelungskompetenz des Finanzministers: Zur Erfüllung der Grundsätze 

der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit im Sinne von § 7 LHO sind regelmäßig Nutzen-

Kosten-Untersuchungen erforderlich. 

„Das Nähere bestimmt der Finanzminister kraft seiner Gesamtverantwortung für 

den Haushalt und zur Gewährleistung einer möglichst einheitlichen Praxis.“2 

 

Daher sieht der LRH das FM weiter in der Pflicht, die Umsetzung der Landessicht bei der 

Bewirtschaftung des Landeshaushaltes sicherzustellen. 

Das FM hat die abweichende Rechtsauffassung des IM zur Landessicht zur Kenntnis ge-

nommen. Dies kann der LRH nicht nachvollziehen, da das FM selbst der Auffassung ist,  

• dass einheitliche Maßstäbe für die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit der Unterbrin-

gungsmaßnahmen ein wesentliches Instrument für Transparenz, Vergleichbarkeit und 

haushaltsrechtliche Steuerung darstellen und  

 

• dass ein pauschaler Preisvergleich von (Kalt-)Mieten externer Anbieter mit den 

Mietangeboten des BLB NRW völlig unzureichend ist.  

  

                                                                    

1  Zum Ressortprinzip vgl. auch: Beratung der Landesregierung nach § 88 Abs. 2 LHO zur Gewährleistung der Informationssicherheit in 

der Landesverwaltung vom 28.03.2023, KuP-01.07.02-000010-2023-0000687, Rn. 33 der Anlage 1 zur Vorlage 18/1971 an den Land-

tag NRW. 

2  Vgl. Gesetzesbegründung zu § 7 LHO, Seite 13 des Dokumentes vom 18.03.1971 (Drucksache 7/617). 
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Fazit 

Die Prüfung hat deutlich gemacht, dass FM und IM kein einheitliches Verfahren bei der Be-

urteilung der Wirtschaftlichkeit von Unterbringungsentscheidungen gemäß § 7 LHO an-

wenden. Insbesondere berücksichtigt das IM die Landessicht nicht. Diesen Dissens kann 

der LRH nicht auflösen. 

Der LRH bedauert, dass sich FM und IM bisher nicht ins Benehmen gesetzt haben, um ge-

meinsam die vom LRH aufgezeigten Probleme aufzugreifen. Damit bleibt die vom LRH 

aufgezeigte Chance ungenutzt, die Vorteile der beiden bestehenden Verfahren von FM und 

IM zu verbinden und damit zugleich eine verbindliche und landesweit einheitliche Varian-

tenbetrachtung sicherzustellen.  

Der LRH sieht das FM als haushaltsverantwortliches Ressorts in der Pflicht, die Beachtung 

des § 7 LHO ressortübergreifend sicherzustellen. Alle Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen im 

Land müssen nach einheitlichen Maßstäben vorgenommen werden. 

Hierzu sieht der LRH eine Ergänzung der Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 7 LHO als ge-

eignetes Mittel an. Der LRH empfiehlt dem FM daher, über eine Ergänzung der VV zu § 7 

LHO nachzudenken. 

Das Prüfungsverfahren ist abgeschlossen. 

 

 


